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�ffentliche Finanzen Staatlicher Gesamthaushalt

Die Entwicklung der �ffentlichen Finanzen ist

derzeit sehr positiv. Nachdem sich die staat-

liche Defizitquote bereits im vergangenen

Jahr auf 1,6% halbiert hatte, zeichnet sich

f�r das laufende Jahr ein weiterer deutlicher

R�ckgang ab. Damit ist die Konsolidierung

der �ffentlichen Finanzen erheblich vorange-

kommen, und ein ausgeglichener Staatshaus-

halt ist bereits in diesem Jahr m�glich. Zu der

aktuellen Verbesserung tr�gt die g�nstige ge-

samtwirtschaftliche Entwicklung bei, die so-

wohl �ber die Einnahmen- als auch �ber

die Ausgabenseite merklich entlastend wirkt.

Dar�ber hinaus d�rfte das grunds�tzlich sehr

volatile Aufkommen aus den gewinnabh�ngi-

gen Steuern erneut kr�ftig steigen, auch

wenn inzwischen das mittelfristige Normal-

niveau �berschritten sein k�nnte. Hinzu kom-

men umfangreiche einnahmenseitige Maß-

nahmen (v. a. die Anhebung des Umsatzsteu-

erregelsatzes) und ein noch moderater struk-

tureller Ausgabenzuwachs, sodass sich auch

der um konjunkturelle Einfl�sse bereinigte

Finanzierungssaldo deutlich verbessern wird.

Die Schuldenquote wird in diesem Jahr erst-

mals seit 2001 fallen und sich von dem in den

beiden Vorjahren erreichten H�chststand von

67,9% aus wieder der im EG-Vertrag festge-

legten Obergrenze von 60% n�hern.

Die staatliche Einnahmenquote d�rfte im lau-

fenden Jahr ann�hernd unver�ndert bleiben.

Einerseits steigt die Steuerquote vor allem

aufgrund der Satzanhebung bei der Umsatz-

und der Versicherungsteuer, aber auch we-

gen der weiter kr�ftigen Zunahme der Ertr�-

ge aus gewinnabh�ngigen Steuern. Anderer-
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seits werden die Einnahmen aus Sozialbeitr�-

gen zur�ckgehen. Hier zeigen sich die Absen-

kung des Beitragssatzes der Bundesagentur

f�r Arbeit (BA) von 6,5% auf 4,2% und auch

die geringeren Sozialbeitr�ge des Bundes f�r

die Empf�nger von Arbeitslosengeld II (ALGII).1)

H�here Beitragss�tze zur gesetzlichen Renten-

und Krankenversicherung gleichen dies ins-

gesamt nur teilweise aus. Dar�ber hinaus

bleibt die Entwicklung der wichtigen gesamt-

wirtschaftlichen Bezugsgr�ßen der Abgaben

(Bruttol�hne und -geh�lter, privater Verbrauch

vor Steuern) hinter dem – auch durch den

Preiseffekt der Verbrauchsteuererh�hungen

bedingten – deutlichen Anstieg des nomina-

len Bruttoinlandsprodukts (BIP) zur�ck.

Die Ausgabenquote wird in diesem Jahr wei-

ter sp�rbar sinken. Zum einen f�hrt die posi-

tive gesamtwirtschaftliche Entwicklung �ber

niedrigere Arbeitslosenzahlen zu geringeren

Aufwendungen und – wie regelm�ßig im zyk-

lischen Aufschwung – auch �ber das kr�ftige

nominale BIP-Wachstum zu einer r�ckl�ufi-

gen Ausgabenquote. Zum anderen wirkt das

moderate Lohnwachstum der letzten Jahre

– wie auch auf der Einnahmenseite – derzeit

noch d�mpfend. Dies h�ngt damit zusam-

men, dass viele staatliche Aufwendungen wie

Renten und Leistungen bei Arbeitslosigkeit

hiervon direkt beeinflusst werden und auch

die gegenw�rtige Lohnmoderation im �ffent-

lichen Dienst durch die vergangene Entwick-

lung im privaten Sektor erleichtert wurde.

Hinzu kommen ein zahlenm�ßig schwacher

Rentenzugang und ein anhaltender Personal-

abbau sowie weitere Maßnahmen wie die Be-

grenzung der Bezugsdauer des Arbeitslosen-

geldes I (ALG I), die niedrigeren Sozialbeitrags-

zahlungen f�r ALG II-Empf�nger und gerin-

gere Zahlungen f�r die auslaufende Eigen-

heimzulage. Demgegen�ber k�nnte es bei

den staatlichen Investitionen, die bereits im

vergangenen Jahr kr�ftig gestiegen waren,

zu einer Beschleunigung des nominalen Aus-

gabenzuwachses kommen.

Im kommenden Jahr k�nnte der Finanzie-

rungssaldo noch etwas g�nstiger ausfallen,

wenn die positive konjunkturelle Entwicklung

anh�lt. In struktureller Betrachtung d�rfte er

sich gem�ß den derzeitigen Planungen aber

nicht weiter verbessern. Die im n�chsten Jahr

in Kraft tretende Unternehmensteuerreform

wird zu umfangreichen Einnahmenausf�llen

f�hren. Außerdem zeichnet sich eine gewisse

Beschleunigung des in den letzten Jahren ge-

d�mpften Ausgabenanstiegs ab. Es besteht

die Gefahr, dass die g�nstige Haushaltsent-

wicklung wie in fr�heren konjunkturellen

Aufschw�ngen zum Anlass f�r weitere Aus-

gabenerh�hungen oder Abgabensenkungen

genommen wird, ohne dabei den teilweise

tempor�ren Charakter der Verbesserung zu

ber�cksichtigen. In diesem Fall w�rde sich die

strukturelle Haushaltslage verschlechtern. Die

Schuldenquote wird zwar aus heutiger Sicht

weiter sp�rbar sinken, aber immer noch ober-

halb der Grenze von 60% liegen. Die Vorteile

der Konsolidierung zeigen sich nicht zuletzt

in erheblichen Einsparungen bei den Zinsaus-

gaben. So d�rfte der Defizitr�ckgang allein in

den Jahren 2006 und 2007 im Vergleich zu

einer gegen�ber 2005 unver�nderten Defizit-

1 Letzteres f�hrt allerdings bei zun�chst unver�nderten
Ausgaben der Sozialversicherungen zu einer st�rkeren
Belastung der �brigen Beitragszahler.
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quote von 3,2% zu Minderausgaben von

rund 4 Mrd 3 im Jahr 2008 f�hren.

Das insgesamt positive Bild darf gleichwohl

nicht dar�ber hinwegt�uschen, dass beim

Bund, aber auch in einzelnen L�ndern und

Gemeinden weiterhin ein umfangreicher

Konsolidierungsbedarf besteht. Dieser wird

bei gesamtstaatlicher Betrachtung �berdeckt.

W�rden die �bersch�sse einiger Einheiten

(z.B. der BA oder einzelner L�nder) zu Abga-

bensenkungen oder Ausgabenerh�hungen

verwendet, so w�rden sich auch in gesamt-

staatlicher Betrachtung die teilweise unge-

l�sten Haushaltsprobleme wieder zeigen.

Die derzeit g�nstigen Rahmenbedingungen

bieten die Chance, die weiterhin bestehen-

den Haushaltsungleichgewichte nun rasch zu

beseitigen und der Intention der europ�i-

schen Haushaltsregeln folgend eine mittelfris-

tig ausgeglichene Haushaltsposition zu errei-

chen und zu sichern. Nachdem Deutschland

im Juni aufgrund der positiven Haushaltsent-

wicklung aus dem seit Januar 2003 laufenden

Defizitverfahren entlassen wurde, m�ssen

nun diese nicht sanktionsbew�hrten pr�ven-

tiven Vereinbarungen konsequent umgesetzt

werden. Hier kann Deutschland eine wichtige

Vorbildfunktion in der Europ�ischen Union

�bernehmen und damit die Glaubw�rdigkeit

des nicht zuletzt auf deutschen Druck hin re-

formierten Stabilit�ts- und Wachstumspakts

st�rken. Nunmehr wird sich zeigen, ob in L�n-

dern, deren �ffentlicher Haushalt noch nicht

strukturell ausgeglichen ist, das Ziel einer st�r-

keren Konsolidierung in guten Zeiten, das

eines der zentralen Reformelemente darstellt,

tats�chlich erreicht wird. In Deutschland soll-

ten Mehreinnahmen oder Minderausgaben

zum Defizit- und Schuldenabbau eingesetzt

werden. Eine �berschussposition bei g�nsti-

ger Konjunkturlage erm�glicht nicht zuletzt,

bei einer sp�teren Abschw�chung die natio-

nalen und europ�ischen Vorgaben ohne

R�ckgriff auf prozyklische Maßnahmen ein-

halten zu k�nnen. Es ist auch zu ber�cksich-

tigen, dass erhebliche Unsicherheiten bei der

Beurteilung der aktuellen Haushaltslage und

insbesondere der weiteren Entwicklung der

gewinnabh�ngigen Steuern bestehen.

Haushalte der Gebietsk�rperschaften2)

Steuereinnahmen

Die Steuereinnahmen3) wuchsen im zweiten

Quartal um 12 1�2 % gegen�ber dem entspre-

chenden Vorjahrszeitraum (siehe auch die

Tabelle auf S. 62). Hierin zeigen sich die An-

hebung des Umsatzsteuerregelsatzes sowie

der Aufkommenszuwachs bei den Einkom-

mensteuern vor dem Hintergrund der g�ns-

tigen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung.

Die Lohnsteuereinnahmen legten aufgrund

des Wachstums der Bruttol�hne und -geh�l-

ter, der Begrenzung beim Abzug von Auf-

wendungen f�r Berufspendler sowie dem

vergleichsweise m�ßigen Wachstum der vom

Kassenaufkommen abgesetzten Zahlungen

(Kindergeld und Altersvorsorgezulage) um

2 Der folgenden Berichterstattung liegt die haushalts-
m�ßige (finanzstatistische) Abgrenzung zugrunde. Eine
Kommentierung der zuletzt ver�ffentlichten Angaben zu
den Gemeindefinanzen findet sich in den Kurzberichten
des Monatsberichts vom Juli 2007.
3 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das letzte Berichtsquartal noch
nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeindesteuern.
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knapp 8 1�2 % zu. Das Aufkommen aus den

sehr stark schwankenden gewinnabh�ngigen

Steuern stieg um 28%. Die Zunahme reflek-

tiert die g�nstige Gewinnentwicklung und

den vergleichsweise geringen Anstieg der

vom Kassenaufkommen abgesetzten Betr�ge

(Eigenheim- und Investitionszulage, Arbeit-

nehmererstattungen, Erstattungen von Kapi-

talertragsteuer), wodurch der insgesamt das

Bruttoaufkommen d�mpfende Einfluss von

Rechts�nderungen (v. a. die zweij�hrige Aus-

weitung der degressiven Abschreibung) weit

mehr als ausgeglichen wurde. Die Umsatz-

steuereinnahmen wuchsen um 16 1�2 %, was

wesentlich mit der Anhebung des Umsatz-

steuerregelsatzes von 16% auf 19% zusam-

menh�ngt.

Der Anstieg des Steueraufkommens um ins-

gesamt 14% im ersten Halbjahr ist sp�rbar

st�rker als der Zuwachs von 10%, der in der

letzten offiziellen Steuersch�tzung vom Mai

f�r das Gesamtjahr erwartet wurde (jeweils

ohne Gemeindesteuern). Es deutet derzeit

einiges darauf hin, dass auch das Jahresergeb-

nis merklich oberhalb der Mai-Prognose lie-

gen wird. Unsicherheiten ergeben sich aller-

dings nicht zuletzt im Hinblick auf das grund-

s�tzlich sehr volatile Aufkommen der gewinn-

abh�ngigen Steuern.4) Es schwankt regelm�-

ßig deutlich st�rker, als sich anhand des Zu-

wachses der als Indikator f�r die Bemessungs-

grundlage herangezogenen Einkommen aus

Unternehmert�tigkeit und Verm�gen sowie

anhand der Regierungssch�tzungen zur Wir-

kung von Rechts�nderungen erkl�ren ließe.

Nach den zuletzt kr�ftigen Zuw�chsen

k�nnte das mittelfristige Normalniveau inzwi-

schen �berschritten worden sein. Angesichts

der Erfahrungen der Vergangenheit empfiehlt

sich hier insbesondere als Grundlage f�r die

Haushaltsplanung ein vorsichtiger Ansatz.

Bundeshaushalt

Der Bundeshaushalt verzeichnete im zweiten

Quartal einen �berschuss von 51�2 Mrd 3, nach

11�2 Mrd 3 vor Jahresfrist. Ausschlaggebend

f�r die g�nstige Entwicklung war ein Einnah-

menanstieg um 10 1�2 %, der auf dem ausge-

sprochen kr�ftigen Wachstum des Steuerauf-

kommens beruhte. Die nichtsteuerlichen Ein-

nahmen gingen aufgrund eines r�ckl�ufigen

Aussteuerungsbetrages der BA und sinkender

Einnahmen der Kapitalrechnung allerdings

zur�ck. Die Gesamtausgaben stiegen im

Veränderung gegenüber Vorjahr, vierteljährlich
%

Steueraufkommen *)

* Einschl. der EU-Anteile am deutschen
Steueraufkommen, aber ohne die − für das
letzte ausgewiesene Quartal noch nicht be-
kannten − Erträge aus den Gemeindesteu-
ern.
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4 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht, No-
vember 2006, S. 56.
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Fr�hjahr ebenfalls deutlich (+4 1�2 %). Der

gr�ßte absolute Zuwachs entfiel auf den aus

der Umsatzsteuersatzanhebung finanzierten

neuen Zuschuss an die BA. Mehrausgaben

entstanden aber nicht zuletzt auch beim

Sachaufwand und den Zinsen. Bei Letzteren

spielte wohl das h�here Zinsniveau im k�rze-

ren Laufzeitbereich, in dem der Bund mit

Schatzanweisungen und Bubills von insge-

samt rund 150 Mrd 3 sowie umfangreichen

Kassenkrediten vertreten ist, die entschei-

dende Rolle.

Der Ende 2006 verabschiedete Haushaltsplan

sieht f�r das laufende Jahr ein Defizit von

20 Mrd 3 vor. Mit den von der Steuersch�t-

zung im Mai prognostizierten Mehreinnah-

men von 10 Mrd 3 k�nnte es halbiert wer-

den. Belastungen durch die deutlich niedriger

als veranschlagten Erl�se aus dem Aussteue-

rungsbetrag sollten durch Entlastungen an

anderen Stellen und m�gliche noch st�rkere

Zuw�chse bei den Steuereinnahmen ausge-

glichen werden k�nnen. Allerdings hat das

Bundesfinanzministerium inzwischen im Zu-

sammenhang mit der geplanten Ausweitung

der Betreuungspl�tze f�r Kleinkinder die Ein-

richtung eines Sonderverm�gens angek�n-

digt. In dieses sollen steuerliche Mehreinnah-

men eingebracht werden, mit denen die zu-

gesagte Kosten�bernahme von 4 Mrd 3 bis

zum Jahr 2013 teilweise vorfinanziert werden

soll.5) Außerdem k�nnten Einnahmen aus

Verm�gensverwertungen f�r „schlechte Zei-

ten“ zur�ckgestellt werden. Von den hier im

Steueraufkommen

1. Halbjahr 2. Vierteljahr

Sch�t-
zung f�r
2007 1) 2)

2006 2007 2006 2007

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Ver�n-
derung
gegen-
�ber
Vorjahr

Steuerart Mrd 5 in Mrd 5 in % Mrd 5 in Mrd 5 in % in %

Steuereinnahmen
insgesamt 2) 207,1 235,8 + 28,8 + 13,9 111,2 125,2 + 14,0 + 12,6 + 10,1

darunter:
Lohnsteuer 57,9 62,7 + 4,8 + 8,4 29,8 32,2 + 2,5 + 8,3 + 7,1
Veranlagte
Einkommensteuer 3,8 9,0 + 5,3 + 140,4 5,9 8,2 + 2,3 + 39,9 + 26,1
Kapitalertragsteuern 3) 12,5 15,7 + 3,2 + 25,7 7,0 8,7 + 1,7 + 23,4 + 11,7
K�rperschaftsteuer 10,4 11,7 + 1,3 + 12,6 5,2 6,2 + 1,1 + 20,3 + 3,1
Steuern vom Umsatz 4) 71,1 83,0 + 11,9 + 16,8 35,2 41,0 + 5,8 + 16,4 + 17,7
Energiesteuer 14,2 13,8 – 0,4 – 3,1 9,7 9,2 – 0,5 – 5,1 + 0,2
Tabaksteuer 6,4 6,4 – 0,0 – 0,2 3,6 3,5 – 0,1 – 3,9 + 0,8

1 Laut offizieller Steuersch�tzung vom Mai 2007. —
2 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das letzte ausgewiesene Quartal
noch nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeinde-

steuern. — 3 Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag und
Zinsabschlag. — 4 Umsatzsteuer und Einfuhrumsatz-
steuer.

Deutsche Bundesbank

5 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Zur Entwicklung der
Gemeindefinanzen seit dem Jahr 2000, Monatsbericht,
Juli 2007, S. 44.
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Haushalt vorgesehenen Erl�sen (11 Mrd 3)

wurden bisher erst 2 Mrd 3 realisiert. Es ist

nicht auszuschließen, dass darauf verzichtet

wird, vorhandene M�glichkeiten zu einer

�berplanm�ßigen R�ckf�hrung der Nettokre-

ditaufnahme zu nutzen, um deren kontinuier-

lichen Abbau ausweisen zu k�nnen.

Der vom Bundeskabinett Anfang Juli be-

schlossene Entwurf f�r den Haushalt 2008

sieht bei weiterhin umfangreichen Verm�-

gensverwertungen eine Nettokreditaufnahme

von 13 Mrd 3 vor. Gegen�ber 2007 bleibt der

Konsolidierungsfortschritt somit insgesamt

sehr eng begrenzt und wird trotz g�nstiger

Konjunkturentwicklung auf k�nftige Haus-

haltsjahre verschoben. Die Ausgaben sollen

gegen�ber dem Plan f�r 2007 um gut 4 1�2 %

zunehmen. Dies wird vor allem mit h�heren

Zahlungen f�r den Defizitausgleich der Post-

pensionskasse, aber auch mit Einmaleffekten

durch das auslaufende Erziehungsgeld bei be-

reits voller Wirksamkeit des neuen Elterngelds

sowie der Weiterleitung h�herer Umsatz-

steuermittel an die BA begr�ndet. Ohne diese

Einfl�sse steht aufgrund zus�tzlicher Aufwen-

dungen insbesondere f�r Entwicklungshilfe

sowie �ußere und innere Sicherheit ein Aus-

gabenzuwachs von knapp 2% zu Buche.6)

Die Zielvorgabe des Finanzplanungsrates aus

dem vergangenen Jahr, den Ausgabenanstieg

auf 1% zu begrenzen, wird mithin auch so

deutlich verfehlt. Zudem sind nicht alle

Ausgabenerm�chtigungen beim ausgewiese-

nen Gesamtvolumen eingerechnet. So wur-

den unter anderem weitere Ausgabenans�tze

unter dem Vorbehalt vorgesehen, dass noch

nicht bezifferte Einnahmen aus der Ver�uße-

rung von CO2-Zertifikaten wie auch aus Ver-

k�ufen bei der Bundeswehr zu erzielen sind.

Auf der Einnahmenseite ergibt sich f�r die

Steuern gegen�ber der offiziellen Mai-Sch�t-

zung f�r 2007 ein Zuwachs von 3%. Dabei

wurden das Ergebnis der Steuersch�tzung f�r

2008 um 2 Mrd 3 pauschal nach oben ange-

passt und verschiedene zus�tzliche Rechts-

�nderungen – insbesondere die Unternehmen-

Mrd €

Mrd €kumuliert

2005

2006

2007

1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj.

Vierteljahresergebnis

2005
2006

2007

Finanzierungssalden des
Bundes seit 2005
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6 Grunds�tzlich ist die Bereinigung des Ausgabenzu-
wachses um Sondereffekte nicht unproblematisch und
birgt die Gefahr von Willk�r. So ist ein h�herer Bundes-
zuschuss an die BA letztlich eine Leistung, die finanziert
werden muss. Weiterhin w�ren neben den Sonderbelas-
tungen auch -entlastungen etwa bei den Zahlungen f�r
Bahnpension�re, Kriegsopferversorgung und dem aus-
laufenden Ganztagsschulprogramm herauszurechnen. In
der Vergangenheit w�re insbesondere die Sonderentlas-
tung durch die vor�bergehende Reduzierung der Zuwei-
sungen an die Postpensionskasse – wegen der dort er-
folgten Verbriefungsgesch�fte – explizit herauszustellen
gewesen.

Im Haushalt
2008 kaum
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fortschritt
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steuerreform – ber�cksichtigt. Dar�ber hinaus

ist geplant, den Aussteuerungsbetrag ab

2008 durch einen Eingliederungsbeitrag zu

ersetzen, mit dem die BA die H�lfte der Ver-

waltungs- und Integrationskosten f�r ALG II-

Empf�nger �bernehmen soll. Daraus sollen

Einnahmen von 5 Mrd 3 erzielt werden.

Gegen�ber einem fortbestehenden Aussteue-

rungsbetrag d�rften damit letztlich Mehrein-

nahmen von etwa 2 Mrd 3 verbunden sein.

Grunds�tzlich w�re eine klare Trennung von

durch Beitr�ge zu finanzierenden Versiche-

rungsleistungen und aus dem Steueraufkom-

men zu zahlenden sozialpolitischen Aufgaben

angezeigt. Andernfalls besteht die Gefahr,

dass die Finanzbeziehungen zu den Sozialver-

sicherungen genutzt werden, um aktuell an-

gestrebte Haushaltskennzahlen des Bundes

zu erreichen.

Die mittelfristige Finanzplanung stellt f�r das

Endjahr 2011 einen Bundeshaushalt ohne

Nettokreditaufnahme in Aussicht. Dazu soll

der Ausgabenzuwachs nach 2008 auf jahres-

durchschnittlich 3�4 % begrenzt werden. Diese

Zielmarke setzt in k�nftigen Haushaltsver-

handlungen eine erheblich st�rkere Ausga-

bendisziplin voraus als im laufenden und

kommenden Jahr. Allerdings k�nnte die un-

terstellte positive Entwicklung des Steuerauf-

kommens zu weiteren Ausgabenw�nschen

f�hren, wie die Erfahrungen in diesem Jahr

zeigen. Zudem wird offenbar auch 2011 der

Haushaltsausgleich nur durch einen R�ckgriff

auf Privatisierungserl�se in H�he von 6 Mrd 3

erreicht.

Im Rahmen der zweiten Stufe der F�deralis-

musreform wird eine H�rtung der Verschul-

dungsregeln diskutiert. Diese hat zuletzt auch

das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil

zu den Bundeshaushalten f�r 2004 ange-

mahnt. Die Frage, ob die Haushaltsgesetze

gegen die Kreditgrenze des Artikel 115 GG

verstießen, hat das Gericht mehrheitlich ver-

neint. Danach durfte die Regierung trotz da-

maliger Wachstumserwartungen davon aus-

gehen, dass der Ausnahmetatbestand einer

ernsten St�rung des gesamtwirtschaftlichen

Gleichgewichts vorlag sowie dass die vorge-

zogene Steuersenkung und das sp�tere Fest-

halten am finanzpolitischen Kurs zur St�rungs-

abwehr geeignet waren. Dagegen hatte sich

der Sachverst�ndigenrat, dessen Einsch�t-

zung nach dem Verfassungsgerichtsurteil von

1989 besonderes Gewicht zukommt, in sei-

nen Gutachten hierzu recht kritisch ge�ußert.

Faktisch hat sich nach Auffassung der Richter

in den letzten Jahren die Unwirksamkeit des

Die mittelfristige Finanzplanung
des Bundes

in Mrd 5

Finanzplan
Ist
2006

Soll
2007 1)

Ent-
wurf
2008 2) 2009 2010 2011

Ausgaben 261,0 270,5 283,2 285,5 288,5 289,7
darunter:

Investitionen 22,7 24,0 24,3 24,1 24,1 23,7

Einnahmen 233,1 250,9 270,3 275,0 282,5 289,7
darunter:

Steuerein-
nahmen 203,9 220,5 237,1 247,9 252,6 260,3

Nettokredit-
aufnahme 27,9 19,6 12,9 10,5 6,0 –

Nachrichtlich:
Ausgabenzu-
wachs in % + 0,5 + 3,6 + 4,73) + 0,8 + 1,1 + 0,4

1 Einschl. der Entlastung aus Anspruchsver�ußerungen der Postpen-
sionskasse sind Verm�gensver�ußerungen von rd. 15 Mrd 5 einge-
stellt. — 2 Verm�gensverwertung von rd. 12 Mrd 5 eingestellt. — 3 Be-
reinigt um Sonder- und Einmaleffekte (Auslaufen der Entlastung
durch Forderungsver�ußerungen bei der Postpensionskasse, Umstel-
lung auf das Elterngeld, h�herer mehrwertsteuerfinanzierter Zuschuss
an die Bundesagentur f�r Arbeit) ergibt sich ein Anstieg von 1,9%.

Deutsche Bundesbank

Haushalts-
ausgleich
2011 mit
Einmalerl�sen
angestrebt

Bundes-
verfassungs-
gericht kritisiert
geltende
Kreditgrenze
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Artikel 115 GG gezeigt. Eine Korrektur sei

aber Aufgabe des Verfassungsgesetzgebers

und nicht der Richter. Reformvorgaben wur-

den in dem Urteil nicht gemacht. In Min-

derheitenvoten wurde aber zumindest eine

erheblich strengere Eingrenzung des Investi-

tionsbegriffs und damit der Verschuldungs-

m�glichkeiten gefordert. Bei der F�deralis-

musreform II ist nun von besonderer Bedeu-

tung, dass die Nettokreditaufnahme in den

Verfassungen wirksam beschr�nkt wird. Die

im Stabilit�ts- und Wachstumspakt veran-

kerte Vorgabe eines strukturell praktisch aus-

geglichenen Haushalts w�re ein geeigneter

Baustein, der die Gestaltungsanf�lligkeit inves-

titionsbezogener Kreditgrenzen und Wider-

spr�che zu den europ�ischen Verpflichtungen

vermeiden w�rde.

L�nderhaushalte

Im zweiten Quartal verbuchten die L�nder-

haushalte einen deutlichen �berschuss von

5 1�2 Mrd 3, nach einem ausgeglichenen Saldo

vor Jahresfrist. Die Einnahmen stiegen um ins-

gesamt 10 1�2 %, insbesondere gest�tzt auf

eine positive Entwicklung des Steueraufkom-

mens. Die Ausgaben wuchsen mit 2%

wesentlich verhaltener. Infolge gestiegener

Steuereinnahmen d�rften die Zuweisungen

an die Gemeinden zwar insgesamt erheblich

umfangreicher ausgefallen sein, die beson-

ders gewichtigen Personalaufwendungen

gingen aber leicht zur�ck.

Vor dem Hintergrund des starken Anstiegs

des Steueraufkommens und im Vergleich

dazu deutlich geringerer Ausgabensteigerun-

gen kann f�r 2007 ein insgesamt etwa ausge-

glichener Abschluss der L�nderhaushalte er-

wartet werden. Auf der einen Seite erwarten

Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen

und Th�ringen bereits in diesem Jahr mindes-

tens ausgeglichene Haushalte. Baden-W�rt-

temberg, Berlin und Sachsen-Anhalt planen,

sp�testens ab 2008 ohne neue Schulden aus-

zukommen. Auf der anderen Seite z�gern

einige L�nder noch immer, einen schnellen

Haushaltsausgleich anzustreben. Dies gilt in

besonderem Maße sowohl f�r das Saarland

und Bremen, die noch auf Sanierungshilfen

des Bundes klagen, als auch f�r Nordrhein-

Westfalen und Schleswig-Holstein. Rheinland-

Pfalz nimmt zwar einen l�ngeren �bergangs-

zeitraum bis zum Erreichen des Haushaltsaus-

gleichs in Kauf, tr�gt daf�r aber den wachsen-

den Versorgungslasten durch die Bildung rela-

tiv umfangreicher R�cklagen Rechnung.

Weitere Anstrengungen w�rden – wie beim

Bund – die baldige Umsetzung strengerer

Verschuldungsgrenzen erleichtern. Allerdings

sind die L�nder bei der rechtlichen Fixierung

von ambitionierteren Grenzen noch zur�ck-

haltend. Bisher gilt ein gesetzlich geregeltes

Verbot nicht mit der Konjunktur oder Aus-

nahmesituationen begr�ndeter Kreditaufnah-

men lediglich in Bayern. Baden-W�rttemberg

plant inzwischen eine �hnliche Regelung in

der Landeshaushaltsordnung ab dem Jahr

2008. Um die Bindungswirkung zu st�rken,

w�re jedoch grunds�tzlich eine Verankerung

in den Landesverfassungen vorzuziehen. Hier

kommt der zweiten Stufe der F�deralismus-

reform große Bedeutung zu.

Weiter g�nstige
Entwicklung
der L�nder-
haushalte im
zweiten Quartal

Zwar ann�hernd
ausgeglichene
L�nderhaushalte
2007, mitunter
aber noch
Konsolidierungs-
bedarf
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Sozialversicherungen7)

Rentenversicherung

In der gesetzlichen Rentenversicherung �ber-

trafen im zweiten Quartal die Einnahmen die

Ausgaben um 1�2 Mrd 3. Im gleichen Vorjahrs-

quartal hatte sich mit gut 2 Mrd 3 ein h�herer

�berschuss ergeben, der jedoch vor allem auf

einmalige Mehreinnahmen infolge der fr�her

f�lligen Sozialbeitr�ge mit einer bis Juli 2006

reichenden �bergangsregelung zur�ckzuf�h-

ren war. Die jahreszeitlich typische Verbesse-

rung der Finanzlage vom ersten zum zweiten

Quartal fiel in diesem Jahr mit 2 1�2 Mrd 3

deutlich kr�ftiger aus als im mittelfristigen

Durchschnitt. Dies ist insbesondere unter Be-

r�cksichtigung des milden Winters und des

deshalb bereits relativ finanzstarken ersten

Vierteljahres bemerkenswert. Insgesamt haben

sich der zum Jahresbeginn von 19,5% auf

19,9% angehobene Beitragssatz sowie die

g�nstige Besch�ftigungs- und die wieder st�r-

kere Entgeltentwicklung positiv auf die Ren-

tenkassen im ersten Halbjahr ausgewirkt. Auf

der Ausgabenseite kam es nur zu einem ge-

ringf�gigen Anstieg. W�hrend die Renten-

zahlungen kaum wuchsen, nahmen die Aus-

gaben der Rentenversicherung f�r die Bei-

tr�ge zur Krankenversicherung der Rentner

aufgrund der zum Jahresbeginn insgesamt

stark angehobenen Beitragss�tze mit 5 1�2 %

sehr viel kr�ftiger zu.8)

In der zweiten Jahresh�lfte ist einerseits mit

einem weiteren deutlichen Anstieg der bei-

tragspflichtigen Entgelte zu rechnen. Ande-

rerseits wird die Rentenanpassung um

0,54% zum 1. Juli 2007 die Ausgaben-

zunahme verst�rken. Die g�nstige Besch�f-

tigungsentwicklung des vergangenen Jahres

wirkt sich �ber den Nachhaltigkeitsfaktor da-

bei rentensteigernd aus. Insgesamt wird die

gesetzliche Rentenversicherung zum Jahres-

ende wohl mit einem weitgehend ausge-

glichenen Ergebnis abschließen. Unter Be-

r�cksichtigung der st�rker steigenden Durch-

schnittsentgelte und der positiven Besch�f-

tigungsentwicklung im laufenden Jahr k�nnte

sich im kommenden Jahr eine h�here Ren-

tenanpassung ergeben. Der konjunkturell be-

vierteljährlich
Mrd €

Mrd €
lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw. Defizit (−)

log. Maßstab

Ausgaben

Einnahmen

Finanzen der Deutschen
Rentenversicherung

Deutsche Bundesbank
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0

2−

4−

62

60

58
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2005 2006 2007

7 Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung und der sozialen Pflegeversicherung wurde in
den Kurzberichten des Monatsberichts vom Juni 2007
ausf�hrlich kommentiert.
8 Beitragssatz�nderungen der gesetzlichen Krankenkas-
sen werden f�r Renten ab dem dritten der Ver�nderung
folgenden Monat wirksam (§ 247 SGB V). Die Beitrags-
satzerh�hungen im Januar (im Vorjahrsvergleich durch-
schnittlich von 14,2% auf 14,8%) wurden somit ab April
2007 ausgabenwirksam.

Verbesserung
der Finanzlage
durch h�heren
Beitragssatz
und g�nstige
Konjunktur

Im Gesamtjahr
weitgehend
ausgeglichenes
Ergebnis zu
erwarten
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dingt g�nstigen Einnahmenentwicklung w�r-

den also schon bald h�here Ausgaben folgen.

Bundesagentur f�r Arbeit

Die BA verzeichnete im zweiten Quartal einen

�berschuss von 11�2 Mrd 3. Aufgrund des

auch hier bestehenden Basiseffekts infolge

der seit Januar 2006 fr�her abzuf�hrenden

Sozialbeitr�ge ist der Vergleich mit dem zwei-

ten Vierteljahr 2006 (+ 2 Mrd 3) verzerrt.

Hinzu kommt, dass der Beitragssatz der BA

zum 1. Januar 2007 von 6,5% auf 4,2%

gesenkt worden ist. Andererseits ist der

gleichzeitig neu eingef�hrte Bundeszuschuss

zu ber�cksichtigen, der im zweiten Quartal

11�2 Mrd 3 betrug. Trotzdem unterschritten

die Gesamteinnahmen ihren Vorjahrswert um

211�2 %. Allerdings sanken die Ausgaben

kaum langsamer (– 20%).

Zu dem anhaltenden deutlichen Ausgaben-

r�ckgang haben in erster Linie die gesunke-

nen Aufwendungen f�r das ALG I beigetra-

gen, die um 28 1�2 % abnahmen. Entschei-

dend hierf�r war wiederum, dass die Zahl der

Leistungsempf�nger um 27% zur�ckgegan-

gen ist. Hierin spiegelt sich nicht nur die g�ns-

tige Arbeitsmarktlage wider, die insbesondere

erst kurzzeitig Arbeitslosen die Wieder-

besch�ftigung erleichtert, sondern auch die

seit dem 1. Februar 2007 finanzwirksame

Verk�rzung der maximalen Bezugsdauern auf

grunds�tzlich 12 Monate (18 Monate f�r

�ber 55-J�hrige). Dar�ber hinaus fiel der Aus-

steuerungsbetrag im zweiten Quartal deutlich

niedriger aus als vor einem Jahr. Hinzu kam,

dass f�r die aktive Arbeitsmarktpolitik fast

8% weniger ausgegeben wurde.

Im Gesamtjahr 2007 wird die BA einen deut-

lichen �berschuss ausweisen und damit ihre

R�cklagen weiter auff�llen k�nnen. Zum

1. Januar 2008 soll der Aussteuerungsbetrag

insbesondere durch einen (sch�tzungsweise

um etwa 2 Mrd 3 h�heren) Eingliederungs-

beitrag ersetzt werden. Damit soll die BA die

H�lfte der Kosten des Bundes f�r die Verwal-

tung und die Eingliederungsmaßnahmen f�r

Bezieher von ALG II tragen. Außerdem ist ge-

vierteljährlich
Mrd €

Mrd €

Mrd €

lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw.
Defizit (−)

Ausgaben für...

...Arbeitslosen-
   und Kurzarbeitergeld

...berufliche Förderung 2)

log. Maßstab

Ausgaben insgesamt

Einnahmen 1)

Finanzen der
Bundesagentur für Arbeit

1 Ohne die Liquiditätshilfen des Bundes. —
2 Starker Rückgang in 2005 bedingt durch
Verlagerung der beruflichen Förderung von
Arbeitslosengeld II-Beziehern auf den Bund.
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plant, den Beitragssatz um weitere 0,3 Pro-

zentpunkte auf dann 3,9% zu senken. Insge-

samt ergeben sich Mehrbelastungen von

etwa 4 1�2 Mrd 3. Das scheint dann verkraft-

bar, wenn die Zahl der Empf�nger von ALG I

im langfristigen Durchschnitt das jetzt er-

reichte Niveau von jahresdurchschnittlich

etwa 1,1 Millionen nicht �bersteigen w�rde.

Zwischen 1999 und 2006 lag die durch-

schnittliche Empf�ngerzahl allerdings deutlich

h�her, n�mlich im Mittel bei knapp 1,8 Millio-

nen. Zwar d�rften die Reformen am Arbeits-

markt dazu beigetragen haben, dass die Zahl

der Bezieher von ALG I – teilweise auf Kosten

h�herer Empf�ngerzahlen beim ALG II – im

Schnitt deutlich zur�ckgeht. Die Unsicherheit

von Sch�tzungen dieses Effekts ist jedoch er-

heblich.

Die aktuelle Diskussion �ber die Verwendung

der �bersch�sse der BA belegt, dass eine

klare und transparente Trennung von bei-

tragsfinanzierten Versicherungs- und steuer-

finanzierten Transferleistungen ein wichtiges

Ziel k�nftiger finanzpolitischer Reformen dar-

stellen sollte. Hierdurch k�nnte die Akzeptanz

der Sozialversicherungssysteme erh�ht, eine

nachvollziehbare sowie st�rker zielgerichtete

Umverteilungspolitik unterst�tzt und somit

die Qualit�t der Staatsfinanzen verbessert

werden. Insbesondere ließe sich damit eher

vermeiden, dass nur Beitragszahler zur Finan-

zierung bestimmter gesamtgesellschaftlicher

Aufgaben herangezogen werden.

Trennung von
Versicherungs-
und Umvertei-
lungsleistungen




